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Einleitung

„Steuerpolitik ist Menschenrechtspolitik“1 –  
auf dem Weg zu einer humanisierten internationalen 

Steuerpolitik und -gesetzgebung?

I. Anlass für die Untersuchung: Die zunehmende Berücksichtigung 
internationaler Steuerpolitik im menschenrechtlichen Diskurs

Eine der Begleiterscheinungen der Globalisierung ist die stetig voranschreitende 
Verflechtung nationaler Politiksysteme. Diese Entwicklung ist auch im Rahmen 
der Steuerpolitik spürbar, die lange Zeit als ein rein nationaler Politikbereich 
wahrgenommen wurde, zunehmend aber eine internationale Dimension auf-
weist.2 Besonders augenscheinlich wurden diese internationalen Bezüge im 
Nachgang der globalen Finanzkrise in den Jahren 2007–20093 und durch die 
Enthüllung mehrerer „Steuerskandale“ mit globaler Reichweite in den 2010er 
Jahren.4 Infolge dieser Ereignisse haben die internationale Steuerpolitik und -ge-
setzgebung, trotz ihrer hohen Technizität, breite Aufmerksamkeit in Wissen-
schaft, Politik und in der Zivilgesellschaft erlangt. Die Steuerplanungsaktivitäten 
multinationaler Unternehmen und die damit einhergehende – oder jedenfalls von 
der Öffentlichkeit so wahrgenommene – „Komplizenschaft“ einiger Staaten in 

1  Angelehnt an ein Zitat des ehemaligen UN-Sonderberichterstatters für extreme Armut und 
Menschenrechte Philip Alston, siehe UNGA/UN HRC/Alston, Report of the Special Rappor-
teur on extreme poverty and human rights, A/HRC/29/31, 27.05.2015, Rn.  53: „It cannot be 
said […] that current policies in the human rights area have come anywhere near recognizing 
the fact that tax policy is, in many respects, human rights policy. […] Appropriate redistributive 
measures through taxation and other fiscal policies must be seen as an integral part of a com-
mitment to ensuring full respect for human rights across the entire society.“

2  Siehe Owens, Globalisation: The Implications for Tax Policies, Fiscal Studies 14 (1993), 21 ff.
3  So wurde die Rolle der (internationalen) Steuerpolitik – insbesondere die Einrichtung von 

„Steueroasen“ – als möglicher Kausalfaktor für die damalige Instabilität des Finanzmarkts und 
damit letztendlich auch für die globale Finanzkrise eingestuft, vgl. Picciotto, How tax havens 
helped to create a crisis, Financial Times, 05.05.2009, https://www.ft.com/content/96ec9414-
39a6-11de-b82d-00144feabdc0.

4  Zu nennen sind hier insbesondere die Datenlecks „LuxLeaks“ (2014), „Panama Papers“ 
(2016), „Paradise Papers“ (2017) und „Pandora Papers“ (2021), vgl. International Consortium 
of Investigative Journalists, Investigations, https://www.icij.org/investigations/.
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Form der Beteiligung an einem „schädlichen“ Steuerwettbewerb, insbesondere 
durch die Ausgestaltung nationaler Steuersysteme als „Steueroasen“ oder präfe-
rentielle Steuerregime,5 finden immer wieder mediale Präsenz und haben auch 
auf internationaler Ebene zu Reformbestrebungen geführt. 

Zu nennen ist hier primär das Base Erosion and Profit Shifting-Projekt (BEPS-
Projekt) der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) und der G20, das 2012 initiiert wurde6 und 15 Aktionspunkte umfasst, 
die auf die Eindämmung unerwünschter Steuerplanungsaktivitäten von Unter-
nehmen und damit verbundener staatlicher Verhaltensweisen zielen.7 Besonderes 
öffentliches Interesse erhielt das Projekt, als es in seiner zweiten Phase im Jahre 
2021 eine Einigung der beteiligten Staaten über eine globale Mindestbesteue-
rung in Form des Global Anti-Base Erosion Proposal (GloBE) für multinationa-
le Unternehmen nach sich zog,8 was als Durchbruch auf dem Weg zu einer Neu-
ausrichtung des internationalen Steuersystems9 gewertet wurde.

5  Zu diesen Begriffen siehe Kapitel  1 I. 2. a) aa).
6  Für einen Überblick über die Historie des Projekts siehe Oei, World Tax Policy in the 

World Tax Polity? An Event History Analysis of OECD/G20 BEPS Inclusive Framework 
Membership, YJIL 47 (2022), 199 ff.

7  Siehe OECD, Action Plan on Base Erosion and Profit Shifting, 2013, https://www.oecd.
org/en/publications/action-plan-on-base-erosion-and-profit-shifting_9789264202719-en.html; 
eine genaue Erläuterung des Aktionsplans ist nicht Teil dieser Untersuchung, findet sich aber 
bspw. bei Nürnberg, Base Erosion and Profit Shifting (BEPS-Projekt), in: Beck’sches Steuer- 
und Bilanzrechtslexikon, Edition 71, 2025, Rn.  16 ff.

8  Vgl. OECD, Statement on a Two-Pillar Solution to Address the Tax Challenges Arising 
from the Digitalisation of the Economy, 08.10.2021, https://www.oecd.org/tax/beps/statement-
on-a-two-pillar-solution-to-address-the-tax-challenges-arising-from-the-digitalisation-of-the-
economy-october-2021.pdf.

Die globale Mindestbesteuerungsrate bildet – anders als zuweilen in der Presse dargestellt – 
jedoch nur einen Teil der getroffenen Vereinbarungen, die insgesamt auf die Umsetzung des 
ersten Punkts des Aktionsplans (vgl. Einleitung I., Fn.  7) zielen, und für den als einzigen der 
Aktionspunkte in der ersten Phase des Projekts keine Einigung erzielt werden konnte. Der im 
Rahmen dieser Verhandlungen beschlossene Plan umfasst eine Zwei-Säulen-Strategie (Two-
Pillar-Solution): Die erste Säule (Pillar One) befasst sich mit einer Neuverteilung der Gewinne 
und Besteuerungsrechte auf die Staaten in Bezug auf die größten multinationalen Unternehmen 
(d. h. Konzerne mit einem Jahresumsatz von mehr als 20  Mrd. EUR und einer Profitabilität von 
über 10 %). Die zweite Säule (Pillar Two) zielt darauf ab, einen globalen Mindestgewinnsteu-
ersatz i. H. v. 15 % für Unternehmen mit einem weltweiten Umsatz von über 750  Mio. EUR 
einzuführen. Dabei wird nur die Umsetzung der ersten Säule über einen multilateralen Vertrag 
erfolgen, wohingegen die Umsetzung der zweiten Säule auf nationaler Ebene stattfinden soll, 
siehe zusammenfassend OECD, International tax reform: OECD/G20 Inclusive Framework 
releases new information on key aspects of the Two-Pillar Solution, 18.12.2023, https://www.
oecd.org/en/about/news/announcements/2023/12/oecd-g20-inclusive-framework-releases-
new-information-on-key-aspects-of-the-two-pillar-solution.html.

9  Im Folgenden wird der Begriff „internationales Steuersystem“ verwendet, um den überge-
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Trotz dieser Entwicklungen und der Aussicht auf potentielle Steuermehrein-
nahmen in Folge der Implementierung der Aktionspunkte10 wird das Projekt von 
Entwicklungsländern11 weiterhin kritisch gesehen. Manche von ihnen hatten sich 
dem Inclusive Framework on BEPS12 von Anfang an gar nicht erst angeschlos-
sen13 oder haben sich nun jedenfalls aus der zweiten Phase des Projekts zurück-

ordneten Rahmen für die internationale Steuerpolitik zu umschreiben; hingewiesen werden soll 
jedoch auf die Tatsache, dass die Existenz eines solchen umstritten ist, siehe zusammenfassend 
Bentil, Situating the International Tax System within Public International Law, Georgetown 
Journal of International Law 49 (2018), 1219 ff.

10  Die OECD gab die Höhe der erwarteten Steuermehreinnahmen in Folge der im Rahmen 
der ersten Säule geplanten Maßnahmen nicht genau an, sondern stellte nur fest, dass Besteue-
rungsrechte für Gewinne i. H. v. 125  Mrd. USD jährlich in Länder, in denen die Unternehmen 
tatsächlich tätig sind, umverteilt werden dürften (siehe OECD, International community strikes 
a ground-breaking tax deal for the digital age, 08.10.2021, https://web-archive.oecd.org/2021-
10-20/612898-international-community-strikes-a-ground-breaking-tax-deal-for-the-digital-
age.htm); eine NGO schätzt die potentiellen Steuermehreinnahmen auf 10  Mrd. USD weltweit 
(siehe South Centre, Statement by the South Centre on the Two Pillar Solution to Address the 
Tax Challenges Arising from the Digitalisation of the Economy, 14.10.2021, https://www.
southcentre.int/wp-content/uploads/2021/10/SC-Statement-on-IF-Two-Pillar-Solution-13-
Oct-2021.pdf, 1).

Die im Rahmen der zweiten Säule vorgesehene globale Mindestgewinnsteuer wird nach 
Schätzungen der OECD jährlich zusätzliche globale Steuereinnahmen i. H. v. 150  Mrd. USD 
generieren, siehe OECD, Action 1 Tax Challenges Arising from Digitalisation, https://www.
oecd.org/tax/beps/beps-actions/action1/. Allerdings dürfte der wohl überwiegende Teil der 
Steuermehreinnahmen in die G7-Staaten bzw. in die großen Industriestaaten fließen, vgl. Tax 
Justice Network, Global minimum corporate tax: questions grow over OECD commitment to 
„inclusive“ reforms, 05.07.2021, https://taxjustice.net/2021/07/05/global-minimum-corporate-
tax-questions-grow-over-oecd-commitment-to-inclusive-reforms/; Laudage/von Haldenwang, 
What the Global Tax Reform Means for Developing Countries, Deutsches Institut für Entwick-
lungspolitik, The Current Column, 08.11.2021, https://www.die-gdi.de/en/the-current-column/
article/what-the-global-tax-reform-means-for-developing-countries/.

11  Zur Verwendung des Begriffs „Entwicklungsland“ und weiterer Kategorisierungen von 
Staaten in der vorliegenden Arbeit vgl. Einleitung IV. 1.

12  Das BEPS-Projekt war ursprünglich als internes Projekt der OECD/G20-Staaten vorge-
sehen und wurde erst 2016 durch die Gründung des OECD/G20 Inclusive Framework on BEPS 
für Nicht-Mitgliedstaaten (d. h. primär Entwicklungsländer) geöffnet. Die Rechtsnatur dieses 
Konstrukts wurde, soweit ersichtlich, noch nicht näher analysiert; grds. dürfte es wohl als ein 
den G7/G8/G20 vergleichbares Forum für kontinuierliche Regierungszusammenarbeit einzu-
stufen sein und damit nicht als internationale Organisation, vgl. zu dieser Abgrenzung von Ar-
nauld, Völkerrecht, 5.  Auflage 2022, Rn.  57, 114.

13  So sind bspw. Kambodscha, Laos, Myanmar, Ghana sowie die Philippinen keine Mitglie-
der des Inclusive Framework on BEPS, vgl. OECD, Members of the OECD/G20 Inclusive 
Framework on BEPS, Stand: 28.05.2024, https://www.oecd.org/tax/beps/inclusive-framework-
on-beps-composition.pdf.
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gezogen,14 sodass eine universelle Implementierung des Aktionsplans nicht mehr 
realistisch erscheint.15 

Der Grund für den Widerstand ärmerer Staaten gegen das BEPS-Projekt liegt 
darin, dass das internationale Steuersystem als solches als „ungerecht“ empfun-
den und befürchtet wird, dass die im Rahmen des Projekts getroffenen Vereinba-
rungen in ihrer Reformkraft nicht weit genug gehen und im Endeffekt die Lage 
dieser Staaten innerhalb dieses Systems nicht nur nicht verbessern, sondern so-
gar verschlechtern würden.16 Auch in der Literatur wurden bereits Forderungen 
laut, dass sich Entwicklungsländer nicht an der zweiten Phase des BEPS-Pro-
jekts beteiligen sollten.17 Wohl auch als Gegenbewegung zu dem Projekt der 
OECD wurde im Dezember 2023 innerhalb einer Resolution der UN-General-
versammlung, die primär durch die Gruppe der afrikanischen Staaten initiiert 

14  So haben sich Nigeria, Pakistan und Sri Lanka der Vereinbarung über die Zwei-Säulen-
Lösung zum BEPS-Aktionspunkt I (siehe Einleitung I., Fn.  8) nicht angeschlossen, vgl. Jacobs, 
Is the Inclusive Framework tax deal in the interests of lower-income countries?, ICTD Blog, 
28.02.2022, https://www.ictd.ac/blog/inclusive-framework-tax-deal-interests-lower-income-
countries/.

15  Die (effektive) Umsetzung des Projektes dürfte allerdings nicht am Widerstand der 
Nicht-OECD-Mitglieder, sondern vielmehr der OECD-Staaten selbst scheitern. Innerhalb der 
EU konnte eine Blockade Ungarns schließlich überwunden und im Dezember 2022 eine ent-
sprechende Richtlinie verabschiedet werden (siehe RL 2022/2523 des Rates zur Gewährleis-
tung einer globalen Mindestbesteuerung für multinationale Unternehmensgruppen und große 
inländische Gruppen in der Union, 15.12.2022, ABl. L 328, 1). Insbesondere angesichts der 
Haltung der USA besteht jedoch weiterhin Unsicherheit, ob bzw. inwieweit die Umsetzung  
der Vereinbarung tatsächlich erfolgen wird, siehe zusammenfassend Bunn/Bray, The Latest on 
the Global Tax Agreement, Tax Foundation, 27.02.2025, https://taxfoundation.org/global-tax-
agreement/; Vasal/Curtis/Bourgeois/Busch/Vale/Besio/Mook/Sandison/Sparrfeldt/Stringer/Sites, 
Key updates on the global implementation of Pillar 2, GrantThornton, 18.12.2023, https://
www.grantthornton.global/en/insights/articles/implications-of-pillar-2/.

16  Vgl. zusammenfassend Burgers/Mosquera Corporate Taxation and BEPS: A Fair Slice 
for Developing Countries?, Erasmus Law Review 10 (2017), 29 ff.; Valta, Seminar G: Develop
ing countries, their policies and their experiences in regard to the OECD BEPS process, IStR 
(2022), 588 ff.; siehe auch die speziell im Hinblick auf die zweite Phase des Projekts geäußerte 
Kritik bei Ryding, Eurodad: OECD tax deal is unfair and fails to solve the problem, Presse
mitteilung vom 08.10.2021, https://www.eurodad.org/eurodad_oecd_tax_deal_is_unfair_and_
fails_to_solve_the_problem; Oxfam, OECD tax deal is a mockery of fairness: Oxfam, Presse-
mitteilung vom 08.10.2021, https://www.oxfam.org/en/press-releases/oecd-tax-deal-mockery-
fairness-oxfam; Financial Transparency Coalition, Global South countries will be main losers 
of OECD minimum global minimum tax deal, 08.10.2021, https://financialtransparency.org/
global-south-countries-will-main-losers-oecd-minimum-global-minimum-tax-deal-risking-
undermining-covid-19-vaccination-recovery-efforts/.

17  So McCarthy, A bad deal for development. Assessing the impacts of the new inclusive 
framework tax deal on low- and middle-income countries, Brookings Global Working Paper 
No.  174, 2022, https://www.brookings.edu/wp-content/uploads/2022/05/Tax-and-Bad-Deal-for-
Development_Final.pdf, 26.



5I. Anlass für die Untersuchung

worden war, die Mandatierung eines Ad hoc-Ausschusses beschlossen, der bis 
August 2024 erste Grundpfeiler für eine UN-Rahmenkonvention über die inter-
nationale Zusammenarbeit in Steuersachen (United Nations Framework Con-
vention on International Tax Cooperation) entwickeln18 und dabei insbesondere 
auch die Bedürfnisse, Prioritäten und Kapazitäten von Entwicklungsländern be-
rücksichtigen sollte.19

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass sich die Debatte über die Auswir-
kungen der Globalisierung auf die internationale Steuerpolitik und -gesetzge-
bung und über die damit verbundenen Problemlösungsstrategien zunehmend 
wegbewegt von dem bloßen Bestreben, die Legitimität steuerplanerischer Ak
tivitäten von multinationalen Unternehmen und damit verbundener staatlicher 
Aktivitäten zu hinterfragen. Vielmehr scheint die viel grundsätzlichere Frage, 
wie künftig eine „gerechte“ Aufteilung des weltweiten Steueraufkommens unter 
den Staaten erfolgen soll und inwiefern die Globalisierung eine grundlegende 
Reform des internationalen Steuersystems notwendig werden lässt, in den Mit-
telpunkt gerückt zu sein und somit sowohl auf wissenschaftlicher wie auch poli-
tischer Ebene eine Debatte über internationale Steuergerechtigkeit als Teil des 
Global Justice-Diskurses20 begonnen zu haben.21

Vor diesem Hintergrund und angesichts der Tatsache, dass in der Diskussion 
über extraterritoriale Staatenpflichten, also über die Frage, ob und inwieweit 
Staaten gegenüber Individuen außerhalb des eigenen Territoriums menschen-
rechtlich verpflichtet sind, die menschenrechtliche Reaktion auf die Global 

18  Siehe hierzu, insbesondere zu den nun vorliegenden Ausarbeitungen des Ausschusses 
noch näher unter Kapitel  5 III. 1.; vgl. zudem zu den Entwicklungen auf der Ebene der UN auch 
die Reaktion mehrerer UN-Sonderverfahren, dargestellt in Kapitel  3 II. 2. f).

19  Vgl. UNGA, Resolution 78/230, A/RES/78/230, 22.12.2023, Rn.  6. Die Resolution wur-
de allerdings nicht, wie sonst üblich, ohne Abstimmung angenommen, sondern erging im Wege 
einer Mehrheitsentscheidung (111 Ja-Stimmen, 46 Enthaltungen, 10 Nein-Stimmen); dies 
zeichnete sich bereits anhand der offenbar vorhandenen Kontroversen im Rahmen des für die 
Erarbeitung des Entwurfs verantwortlichen zweiten Ausschusses ab, vgl. UNGA, Report of the 
Second Committee, A/78/459/Add.8, 07.12.2023.

20  Hierzu Brock, Global Justice, Stanford Encyclopedia of Philosophy, 2015, https://plato.
stanford.edu/entries/justice-global/.

21  Siehe grundlegend Musgrave/Musgrave, Inter-Nation Equity, in: Bird/Head, Modern Fis-
cal Issues. Essays in Honor of Carl S. Shoup, 1972, 63 ff. sowie in jüngerer Zeit Brock/Pogge, 
Global Tax Justice and Global Justice, Moral Philosophy and Politics 1 (2014), 1 ff.; Dietsch/
Rixen, Tax Competition and Global Background Justice, The Journal of Political Philosophy 22 
(2014), 150 ff.; Gaisbauer/Schweiger/Sedmak, Philosophical Explorations of Justice and Taxa-
tion, 2015; Pogge/Mehta, Global Tax Fairness, 2016; Hongler, Steuergerechtigkeit im interna-
tionalen Steuerrecht – eine überflüssige Diskussion?, IStR (2018), 756 ff.; Hongler, Justice in 
International Tax Law, 2019; van Brederode, Ethics and Taxation, 2020.
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Justice-Debatte gesehen wird,22 dürfte es nur auf den ersten Blick verwunderlich 
sein, dass die Problemkreise der internationalen Steuerpolitik seit Beginn der 
2010er Jahre immer wieder den Menschenrechtsdiskurs beschäftigt haben. Zu-
vor hatten sich sowohl das Schrifttum als auch die für die Überwachung der 
universellen Menschenrechtsverträge zuständigen Vertragsorgane23 bei der Be-
urteilung der menschenrechtlichen Implikationen staatlicher Haushaltspolitik in 
erster Linie auf die Ausgabenseite konzentriert und die Frage der Einnahmen
politik außer Acht gelassen,24 auch wenn jedenfalls in anderen – primär freiheits-
rechtlich orientierten – Zusammenhängen eine Verknüpfung der Themenkom-
plexe „Steuern“ und „Menschenrechte“ durchaus bereits stattgefunden hatte.25

Neu an der derzeitigen Entwicklung ist daher die Verdrängung der primär frei-
heitsrechtlichen Prägung des Diskurses zugunsten eines Fokus auf extraterrito
riale Staatenpflichten im Bereich wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Rech-
te.26 Dabei wird die Frage aufgeworfen, inwiefern Staaten die Pf﻿licht treffen 
könnte, steuerpolitisches Verhalten zu unterlassen bzw. das Verhalten privater 

22  Vgl. Langford/Darrow, Moral Theory, International Law and Global Justice, in: Langford/
Vandenhole/Scheinin/van Genugten, Global Justice, State Duties, 2013, 419 ff.; von Bernstorff, 
Extraterritoriale menschenrechtliche Staatenpflichten und Corporate Social Responsibility, 
AVR 49 (2011), 34 (62); siehe auch Mégret, Globalization, MPEPIL 2009, Rn.  29, dessen Mei-
nung nach das Menschenrechtsregime dasjenige völkerrechtliche Regime ist, welches das 
größte Potential aufweise, das Völkerrecht insgesamt in eine kosmopolitische Richtung zu len-
ken („to alter the fundamental substantive aspirations of international law in a cosmopolitan 
direction“).

23  Im Folgenden wird der Begriff (UN-)Vertragsorgane als Sammelbegriff für die Aus-
schüsse verwendet, die mit der Überwachung der Implementierung der neun UN-Menschen-
rechtsverträge betraut sind, auch wenn diese Bezeichnung auf den CESCR, der lediglich ein 
Spezialorgan des Wirtschafts- und Sozialausschusses (ECOSOC) darstellt, nicht ganz zutrifft, 
vgl. hierzu Kälin/Künzli, Universeller Menschenrechtsschutz, 4.  Auflage 2019, Rn.  7.18.

24  Siehe hierzu Rudiger, A Framework for Fiscal Justice: How Human Rights Can Change 
Public Finance, in: Mac-Naughton/Frey/Porter, Human Rights and Economic Inequalities, 
2021, 143 (147 f.); Balakrishnan/Elson/Heintz/Lusiani, Maximum Available Resources & Hu-
man Rights: Analytical Report, Center for Women’s Global Leadership 2011, 2 f.; Reisch, 
Taxation and Human Rights. Mapping the Landscape, in: Alston/Reisch, Tax, Inequality and 
Human Rights, 2019, 33 (36 f.).

25  Siehe die Diskussion zu den „Rechten von Steuerpflichtigen“ unter Einleitung IV. 3., die 
bereits seit den 1980er Jahren – wenn auch erst in jüngerer Zeit auf internationaler Ebene – 
geführt wird.

26  Insofern fügt sich die Diskussion in die erst in den letzten beiden Jahrzehnten eingesetzte 
Debatte über die extraterritoriale Anwendbarkeit von wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Rechten bzw. von mit diesen verbundenen Verträgen ein; zuvor lag der Schwerpunkt hier pri-
mär auf bürgerlichen und politischen Rechten bzw. auf den diese kodifizierenden Verträgen, 
vgl. Gondek, The Reach of Human Rights in a Globalising World, 2009, 291 ff.; Milanović, 
Extraterritorial Application of Human Rights Treaties, 2011, 3 f. m. w. N.; Wilde, Socioecono-
mic Rights, Extraterritorially, in: Benvenisti/Nolte, Community Interests Across International 
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Akteure zu regulieren, sofern diese Verhaltensweisen zu Steuerverlusten in ande-
ren Ländern beitragen und dadurch diese Länder aufgrund fehlender Einnahmen 
daran gehindert werden, ihrer Bevölkerung die zur Wahrnehmung ihrer Rechte 
notwendige Daseinsvorsorge und die erforderlichen Institutionen bereitzustellen.

Den Hintergrund dieser Argumentation bildet die Tatsache, dass die Problem-
felder internationaler Steuerpolitik nach derzeitiger Datenlage mit erheblichen 
Steuerverlusten weltweit,27 insbesondere in ärmeren Staaten,28 verbunden sind, 
und damit letztendlich auch eine Reduktion von Ressourcen für die Finanzierung 
elementarer Staatsaufgaben bedeuten, da Steuern für die überwiegende Mehrheit 
der Staaten eine zentrale Rolle bei der Aufrechterhaltung der zur Versorgung der 
Bevölkerung notwendigen Staatsfunktionen spielen.29 Initiiert wurde diese De-
batte durch Berichte mehrerer Nichtregierungsorganisationen,30 woraufhin die 

Law, 2018, 381 ff.; Askin, Economic and Social Rights, Extraterritorial Application, MPEPIL 
2019, Rn.  6 ff.

27  Verlässliche Daten sind in dieser Hinsicht nur schwer auszumachen; die meisten Zahlen 
beruhen auf Schätzungen. So schätzt die OECD, dass BEPS-Praktiken jährlich Steuerverluste 
i. H. v. 100–240  Mrd. USD verursachen, siehe OECD, Base erosion and profit shifting (BEPS), 
https://www.oecd.org/en/topics/policy-issues/base-erosion-and-profit-shifting-beps.html. Die-
se Zahl bezieht sich allerdings auch auf die Aktivitäten Privater; ob diese Verluste tatsächlich 
auch auf staatliche steuerpolitische Entscheidungen zurückzuführen sind, ergibt sich hieraus 
nicht. Zu den Schwierigkeiten der Messung dieser Steuerverluste siehe Kapitel  1 II. 1. cc).

28  Hierzu Crivelli/De Mooij/Keen, Base Erosion, Profit Shifting and Developing Countries, 
FinanzArchiv/Public Finance Analysis 72 (2015), 268 ff.; Valta, Seminar G: Developing coun-
tries, their policies and their experiences in regard to the OECD BEPS process, IStR (2022), 
588 (588 m. w. N.).

29  Hierzu Kapitel  1 II. 1. a).
30  Zu nennen ist hier insbesondere ein Bericht des International Bar Association’s Human 

Rights Institute (IBAHRI), siehe IBAHRI, Tax Abuses, Poverty and Human Rights, 2013, so-
wie die an drei UN-Vertragsorgane übermittelten Parallelberichte, die zu einer Implementie-
rung der Thematik in deren Spruchpraxis geführt haben, siehe Center for Economic and Social 
Rights/Global Justice Clinic/Tax Justice Network, UK Responsibility for the Impacts of Cross-
border Tax Abuse on Economic, Social and Cultural Rights, Submission to the CESCR, 2016, 
https://www.cesr.org/sites/default/files/downloads/GBR_CESCR_SUBMISSION_JUNE_ 
2016.pdf; AllianceSud/Center for Economic and Social Rights/Global Justice Clinic/Public 
Eye/Tax Justice Network, Swiss Responsibility for the Extraterritorial Impacts of Tax Abuse on 
Women’s Rights, Submission to the CEDAW, 2016, http://www.cesr.org/sites/default/files/
switzerland_cedaw_submission_2nov2016.pdf; ActionAid Ireland et al., Ireland’s Responsibi-
lity for the Impacts of Cross-border Tax Abuse on the Realisation of Children’s Economic, 
Social and Cultural Rights, Submission to the CRC, 2020, https://www.oxfamireland.org/sites/
default/files/crc_tax_submission_003.pdf; Tax Justice Network/International NGO Law and 
Policy Project, The Netherlands’ Responsibility for the Impacts of Cross-Border Tax Abuse  
on the Realisation of Children’s Rights Abroad, Submission to the CRC, 14.12.2021, https://
tbinternet.ohchr.org/_layouts/15/treatybodyexternal/Download.aspx?symbolno=INT%2FCRC 
%2FNGO%2FNLD%2F47595&Lang=en; INESC/Tax Justice Network/Latindadd/Red de Jus
ticia Fiscal para America Latina y Caribe, Submission to the Committee on the Elimination of 
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Thematik Eingang in den universellen Menschenrechtsschutz fand31 und mittler-
weile auch innerhalb des regionalen Menschenrechtsschutzes,32 vom Europäi-
schen Parlament33 sowie von weiteren Gremien auf der Ebene der Vereinten Na-
tionen (UN)34 aufgegriffen wurde. Darüber hinaus ist eine wachsende Beschäfti-
gung des menschenrechtlichen Schrifttums mit internationaler Steuerpolitik zu 
verzeichnen.35 Hingegen hat sich das steuerrechtliche Schrifttum mit der Thema-

All Forms of Discrimination against Women, Session 88 – Brazil, 2024, abrufbar unter https://
tbinternet.ohchr.org/_layouts/15/treatybodyexternal/Download.aspx?symbolno=INT%2FCED 
AW%2FCSS%2FBRA%2F58263&Lang=en.

31  Siehe die Auswertung der relevanten Spruchpraxis und Dokumente des vertrags- und 
chartabasierten Menschenrechtsschutzes in Kapitel  3.

32  Siehe Kapitel  5 I. 2.
33  Europäisches Parlament, Entschließung des Europäischen Parlaments vom 15.01.2019 

zu der Gleichstellung der Geschlechter und der Steuerpolitik in der EU, 2018/2095(INI), 
15.01.2019. Die Resolution nimmt u. a. Bezug auf die bisherige Spruchpraxis des CEDAW-
Ausschusses im Bereich extraterritorialer steuerbezogener Staatenpflichten und fordert die 
EU-Mitgliedstaaten auf, sog. spillover-Analysen durchzuführen, um negative Auswirkungen 
ihrer Steuerpolitik auf andere Staaten zu identifizieren, siehe ebd., Rn.  33.

34  Zu nennen ist hier insbesondere ein Bericht der United Nations Entity for Gender Equali
ty and the Empowerment of Women (UN Women), siehe UN Women, Progress of the World’s 
Women 2015-2016: Transforming Economies, Realizing Rights, 2015, https://www.unwomen.
org/sites/default/files/Headquarters/Attachments/Sections/Library/Publications/2015/POWW-
2015-2016-en.pdf, 223 ff. Auch in einem Bericht des High Level Panel on International Finan-
cial Accountability, Transparency and Integrity for Achieving the 2030 Agenda (FACTI-Panel) 
wird die Thematik in Ansätzen aufgegriffen, siehe FACTI Panel, Financial Integrity for Sus-
tainable Development: Report of the High Level Panel on International Financial Account
ability, Transparency and Integrity for Achieving the 2030 Agenda, 2021, https://uploads-ssl.
webflow.com/5e0bd9edab846816e263d633/602e91032a209d0601ed4a2c_FACTI_Panel_Re 
port.pdf, VII, 3 f. Selbst auf der Ebene der UN-Generalversammlung kann eine derartige Ent-
wicklung festgestellt werden, siehe UNGA, Resolution 78/230, A/RES/78/230, 22.12.2023: 
„Noting the corrosive effect that aggressive tax avoidance and tax evasion have on trust, the 
social compact, financial integrity, the rule of law and sustainable development, affecting the 
poorest and most vulnerable“ (Hervorhebungen durch die Verfasserin). Siehe zudem die Draft 
terms of reference des für die geplante UN-Steuerkonvention eingesetzten Ad hoc-Ausschus-
ses: UNGA/Ad Hoc Committee to Draft Terms of Reference for a United Nations Framework 
Convention on International Tax Cooperation, Chair’s Proposal for Draft Terms of Reference 
for a United Nations Framework Convention on International Tax Cooperation, A/AC.295/ 
2024/L.4, 08/2024, Rn.  9 (c), hierzu noch näher unter Kapitel  5 III. 1.

35  Alston/Reisch, Tax, Inequality, and Human Rights, 2019; Beckett, Tax Havens and Inter-
national Human Rights, 2019; Saiz, Resourcing Rights: Combating Tax Injustice from a Human 
Rights Perspective, in: Nolan/O’Connell/Harvey, Human Rights and Public Finance, 2013, 
77 ff.; Lusiani, „Only the Little People Pay Taxes“: Tax Evasion and Switzerland’s Extraterri-
torial Obligations to Economic, Social and Cultural Rights in Zambia, in: Gibney/Vandenhole, 
Litigating Transnational Human Rights Obligations, 2014, 116 ff.; Iyer, Transferring away hu-
man rights: Using human rights to address corporate transfer mispricing, Northwestern Journal 
of Human Rights 15 (2017), 1 ff.; Cosgrove, Tax Sovereignty v Economic, Social & Cultural 
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tik bislang nur vereinzelt befasst;36 auch kann anhand der knappen Reaktion des 
ehemaligen Direktors des Zentrums für Steuerpolitik und Steuerverwaltung der 
OECD Saint-Amans auf einen Brief mehrerer UN-Sonderverfahren, in dem diese 
auf eine menschenrechtliche Relevanz des BEPS-Projekts hingewiesen hatten,37 

Rights: A New Battleground for an Old Conflict, in: Smyth/Lang/Thompson, Contemporary 
Challenges to Human Rights Law, 2020, 137 ff.; Chigubu/Legwaila, Converging Tax Policy 
and Human Rights in the Face of Tax Abuse: A Developing Country Perspective, Constitution-
al Court Review 11 (2021), 379 ff.; Heffron/Sheehan, Rethinking international taxation and 
energy policy post COVID-19 and the financial crisis for developing countries, Journal of En-
ergy & Natural Resources Law 38 (2020), 465 ff.; Michelmore, International Tax Transparency 
and Least Developed Countries, in: Gibney/Erdem Türkelli/Krajewski/Vandenhole, The Rout-
ledge Handbook on Extraterritorial Human Rights Obligations, 2021, 299 ff.; De Schutter/
Lusiani/Chaparro, Re-righting the international tax rules: operationalising human rights in the 
struggle to tax multinational companies, The International Journal of Human Rights 24 (2020), 
1370 ff.; Leite de Queiroz, A link without a right, or ubi nexus, ibi jus (?): international human 
rights instruments & international tax policy, Transnational Legal Theory (2024), 1 ff.

Das Thema ist überdies Gegenstand interdisziplinärer Forschung und wird dort mit der Dis-
kussion über „globale Steuergerechtigkeit“ verbunden, siehe Brooks, Global Distributive Jus
tice: The Potential for a Feminist Analysis of International Tax Revenue Allocation, Canadian 
Journal of Women and the Law 21 (2009), 267 ff.; Scheffer, The Ethical Imperative of Curbing 
Corporate Tax Avoidance, Ethics & International Affairs 27 (2013), 361 ff.; Davis, Taxation and 
Equality: The Implications for Redressing Inequality and the Promotion of Human Rights, 
Humanity 10 (2019), 465 ff.; Haugen, Midas’ Gift Means Death: Tax Dodging Is the Biggest 
Obstacle for Global Justice, Etikk i Praksis 12 (2019), 41 (52 ff.); Christians/van Apeldoorn, 
Tax cooperation in an unjust world, 2021; Cobham/Mohiuddin/Nelson, Global Tax Justice and 
Human Rights, in: MacNaughton/Frey/Porter, Human Rights and Economic Inequalities, 2021, 
168 ff.; Gunnarsson, Fair taxes to end poverty, in: Davis/Kjaerum/Lyons, Research Handbook 
on Human Rights and Poverty, 2021, 474 ff.; Stark, Tax Justice Beyond National Borders – In-
ternational or Interpersonal?, Oxford Journal of Legal Studies 42 (2022), 133 ff.

36  Siehe aber jedenfalls Christians, Fair Taxation as a Basic Human Right, International 
Review of Constitutionalism 9 (2009), 211 ff.; Chukwudumogu, The Regulation of Tax Compe-
tition, 2021, 134 f.; Ostik, Neighbourliness and New Zealand’s Foreign Trusts Regime, New 
Zealand Law Review (2017), 285 (292 ff.); Fung, The Questionable Legitimacy of the OECD/
G20 BEPS Project, Erasmus Law Review (2017), 76 (79); Donald, Revenue Mobilization Ac-
countability: Combating Harmful Tax Regimes with the Law of Human Rights, Georgetown 
Journal of International Law 50 (2019), 517 ff.; im Ansatz auch Chaisse/Mosquera, Public in-
ternational law, international taxation and tax dispute resolution, Asia Pacific Law Review 31 
(2023), 192 (202).

37  Siehe OECD/Saint-Amans, Joint Communication from UN Human Rights Special Proce-
dures, OECD Ref: PSA/DO(2022)44, 27.04.2022, https://spcommreports.ohchr.org/TMResults 
Base/DownLoadFile?gId=36914, 1 f.: „[W]e have been very surprised by and we strongly dis
agree with the overview and concerns as presented in your communication, in particular that 
the tax discussions […] in […] the Inclusive Framework on [BEPS] […] are considered to be 
‚a human rights violation that has already occurred, is ongoing, or which has a high risk of 
occurring.‘ […] [W]e cannot agree with the assertion that the discussions taking place among 
BEPS IF members […] could be considered to be an actual or potential violation of human 
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festgestellt werden, dass die menschenrechtliche Überformung der internationa-
len Steuerpolitik innerhalb der Steuerrechtswissenschaft sowie bei globalen 
Steuerinstitutionen noch auf Widerstand zu stoßen scheint.

Dennoch zeigt die soeben skizzierte Entwicklung deutlich, dass der men-
schenrechtliche Diskurs ein weiteres, auf den ersten Blick eher „menschen-
rechtsfremdes“ Gebiet erreicht und Indizien für die Annahme geliefert hat, dass 
nun auch im Bereich der internationalen Steuerpolitik und -gesetzgebung ein 
Humanisierungsprozess, also eine vermehrte Ausrichtung der Politikgestaltung 
an menschenrechtlichen Erwägungen, eingesetzt haben könnte oder in Zukunft 
einsetzen wird.38 Dieses Phänomen der Humanisierung ist bereits aus anderen 
Völkerrechtsgebieten bekannt, etwa aus der Entwicklungsgeschichte des huma-
nitären Völkerrechts, des internationalen Strafrechts und zuletzt auch des Klima-
schutzrechts.39 Es bezeichnet die Idee, dass der menschenrechtliche Diskurs 
sämtliche Politikbereiche auch auf globaler Ebene zunehmend durchdringt und 
Menschenrechten eine Ausstrahlungswirkung auf andere Gebiete des Völker-
rechts und auf die Völkerrechtspolitik zukommt.40

II. Derzeitiger Forschungsstand: Verschwimmen der Grenzen 
zwischen Recht und politischer Aspiration?

Will man den gegenwärtigen Stand dieses Humanisierungsprozesses näher un-
tersuchen, fällt zunächst auf, dass trotz der wachsenden Zahl an Publikationen 
und der Beschäftigung verschiedener internationaler Akteure mit der Thematik 
derzeit noch keine gesicherten Erkenntnisse darüber bestehen, wie genau die 

rights or a retrogressive measure under the [ICESCR]. The place for discussion of any substan-
tive issues concerning the Two-Pillar Solution is among the members of the BEPS Inclusive 
Framework.“ Zu dem erwähnten Brief der UN-Sonderverfahren siehe Kapitel  3 II. 2. f).

38  So auch die Einschätzung verschiedener Stimmen in der Literatur, siehe Reisch, Taxation 
and Human Rights. Mapping the Landscape, in: Alston/Reisch, Tax, Inequality, and Human 
Rights, 2019, 33, die von „Humanizing Taxation“ spricht. Vgl. zudem Peters, The Importance 
of Having Rights, ZaöRV 81 (2021), 7 (13 m. w. N.): „A fairly novel quest for rights-imbue-
ment and alignment has been formulated in the field of international tax law. Here too, scholars 
argue that the law must be interpreted and applied in the light of (international) human rights“; 
siehe außerdem Van Thiel, Is there a Need for International Enforcement of Human Rights in 
the Tax Area?, in: Kofler/Poiares Maduro/Pistone, Human Rights and Taxation in Europe and 
the World, 2011, 153 (171 f.): „In a globalizing world with an increasing role for international 
law, […] international ‚constitutional‘ law in general, and international human rights law in 
particular, gradually […] has an increasing impact on the exercise of tax jurisdiction by states 
in international situations.“

39  Näheres in Kapitel  3 I.
40  Näheres in Kapitel  3 I.
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